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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

In der Frühjahrssession 2023 überwies der Nationalrat die Motion Caroni (fdp, AR) für
ein zeitgemässes Abstammungsrecht mit 103 zu 74 Stimmen bei 4 Enthaltungen an den
Bundesrat. Dieser und die Mehrheit der RK-NR hatten den Vorstoss zur Annahme
beantragt. Wie die Kommissionsmehrheit im Bericht erläuterte, erachtete sie eine
Revision des Abstammungsrechts als sinnvoll, «um sicherzustellen, dass alle Kinder
unabhängig vom Zivilstand ihrer Eltern über dieselben Rechte verfügen». Bundesrätin
Elisabeth Baume-Schneider führte im Ratsplenum aus, insbesondere die Regeln zur
Anfechtung der Vaterschaftsvermutung des Ehemannes der Mutter seien nicht mehr
zeitgemäss. Die Anfechtung der Vaterschaftsvermutung müsse universell, das heisst
unabhängig vom Zivilstand der Eltern, geregelt werden. Ausserdem müsse die rechtliche
Stellung der von einer privaten Samenspende betroffenen Personen gesetzlich geregelt
werden. Die Minderheit – der im Nationalrat die geschlossene SVP-Fraktion und die
grosse Mehrheit der Mitte-Fraktion folgten – lehnte die Motion ab, weil viele
Anpassungen bereits mit der «Ehe für alle» vorgenommen worden seien. 1

MOTION
DATUM: 16.03.2023
KARIN FRICK

1) AB NR, 2023, S. 591 f.; Bericht RK-NR vom 12.1.23
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